Landtag von Niederosterreich
Landtagsdirektion

Eing.: 18.03.2019
Antrag Ltg.-617/A-3/279-2019

W- u. F-Ausschuss

der Abgeordneten Handler, Landbauer, MA, Ing. Huber, Koénigsberger, Aigner,
Dorner, Vesna Schuster, Ing. Mag. Teufel gemal § 32 LGO 2001

betreffend: Umsetzung der baulichen Mal3Bhahmen des Bundes-Behinderten-
gleichstellungsgesetzes (BGStG) in Niedertsterreich

Eine umfassende und barrierefreie Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in
samtlichen Bereichen des taglichen Lebens ist ein wichtiges Anliegen. Die
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen ist ein Ziel des
Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes. Schutz vor Diskriminierung und die
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft sollen damit
gewahrleistet und eine selbstbestimmte Lebensfiihrung ermdéglicht werden. Aufgrund
einer Behinderung darf niemand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden und
unverhaltnismafiige Belastungen mussen bericksichtigt werden. Insbesondere die
Beseitigung von Barrieren in offentlichen Einrichtungen soll damit so weit wie mdglich

umgesetzt werden.

Barrierefreie Geb&ude sind fur alle Menschen ohne fremde Hilfe zugéanglich.
Besonders wichtig ist ein fur alle zugénglicher Eingang ohne Stufen und in
ausreichender Breite, sowie Aufziige und gut beleuchtete R&umlichkeiten mit

genugend grolRen Bewegungsflachen.

Barrierefreiheit ist essentiel fur 10%, notwendig fur 40% und komfortabel fir 100% der
Bevolkerung. Von einem barrierefreien Umfeld profitieren alle Menschen und
insbesondere Eltern mit einem Kinderwagen, altere Mitbirger und Menschen mit einer

dauerhaften Behinderung.

Seit dem 01.01.2006 ist das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft und die
Ubergangsfrist ist mit 31.12.2015 ausgelaufen. In der NO Bauordnung 2014 (8§ 46) sind
die Bestimmungen Uber die barrierefreie Gestaltung fur Bauwerke geregelt.



Die offentlichen Einrichtungen des Landes NO und der NO Gemeinden sollten eine
Vorbildwirkung fur alle anderen Einrichtungen haben. Die Realisierung und Umsetzung
der Barrierefreiheit wie z.B. in Gemeindedmtern und Schulen sind dabei oftmals mit
hohen Kosten und schwierigen Bauvorhaben verbunden. Viele NO Gemeinden haben
zwar bauliche MaRRnahmen getroffen, oftmals wurden sie aber wegen der hohen

finanziellen Belastung nur teilweise bis gar nicht umgesetzt.

Bauvorhaben sind fir Gemeinden oftmals grol3e finanzielle Herausforderungen. Eine
Sonderfinanzierung fiir die NO Gemeinden, welche zukiinftige bauliche MaRnahmen
zur Umsetzung des Bundes-Behindertenschutzgesetzes setzen, wére ein grol3er

Anreiz zur Erreichung der notwendigen gesetzlichen Vorgaben.

Die Gefertigten stellen daher den

Antrag:

Der Hohe Landtag wolle beschliel3en:

,1. Die NO Landesregierung wird beauftragt, notwendige MalRnahmen zur
Umsetzung der baulichen MalRnahmen im Rahmen des Bundes-
Behindertengleichstellungsgesetzes in den NO Gemeinden zu fordern.

2. Die NO Landesregierung wird beauftragt, den NO Gemeinden finanzielle Mittel
zur Umsetzung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes in NO im

Rahmen einer Sonderfinanzierung zur Verfigung zu stellen.”

Der Herr Prasident wird ersucht, diesen Antrag dem Wirtschafts- und Finanz-

Ausschuss zur Vorberatung zuzuweisen.



	betreffend:    Umsetzung der baulichen Maßnahmen des Bundes-Behinderten-gleichstellungsgesetzes (BGStG) in Niederösterreich

